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Torsten Herbst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/21183 –

Beeinträchtigung von Schwertransporten aufgrund maroder Brücken

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Jahr 2018 waren bei rund einem Achtel aller Brücken an Autobahnen und 
Bundesstraßen in Deutschland die Stand- und Verkehrssicherheit beeinträch-
tigt und die Brücken sanierungsbedürftig. Als Konsequenz waren viele 
Brücken teilweise oder komplett gesperrt und haben zu Umleitungen und 
Staus geführt (vgl. SPIEGEL, „In diesem Zustand sind Deutschlands 
Brücken“ vom 18. Juli 2018; abrufbar unter: https://www.spiegel.de/wirtschaf
t/soziales/deutschland-so-ist-es-um-die-bruecken-bestellt-a-1215558.html).

Besonders für den Straßengüterverkehr bedeuten solche Umleitungen und 
Staus teilweise eine enorme Beeinträchtigung: Der zusätzliche Zeitaufwand 
senkt die Effizienz der geplanten Touren und damit den Erfolg des Straßen-
güterverkehrs (vgl. DVZ, „Marode Straßen behindern Logistik“ vom 
30. August 2013; abrufbar unter: https://www.dvz.de/rubriken/politik/infrastru
ktur/detail/news/marode-strassen-behindern-logistik.html). Insgesamt führen 
die Umwege auf den Straßen außerdem zu einer erhöhten Belastung der Um-
welt.

Schwertransporte sind dabei aufgrund ihres Gewichts besonders oft von Sper-
rungen maroder Brücken betroffen. So wurde in Baden-Württemberg die Aus-
nahmeregelung für Holztransporte über 44 Tonnen nicht verlängert, da marode 
Brücken, laut Amtschef des Verkehrsministeriums Baden-Württemberg, die 
Verlängerung der Ausnahmeregelung nicht zulassen würden. Die Ausnahme-
regelung für die Holztransporte war ursprünglich zugelassen worden, um 
schneller mehr Holz aus dem Wald transportieren zu können und somit den 
Wald vor Schäden durch den Borkenkäfer zu schützen. 310 von insgesamt 
7 500 Brücken in Baden-Württemberg seien aber in so einem schlechten Zu-
stand, dass solche Schwertransporte seit Juni 2020 nicht mehr pauschal durch 
das Bundesland fahren dürfen (vgl. Schwäbische Zeitung, „310 Brücken sind 
in schlechtem Zustand“ vom 13. Juni 2020; abrufbar unter: https://www.pressr
eader.com/germany/aalener-nachrichten/20200612/281505048459496).

Basierend auf den Zahlen aus dem Jahr 2018 stellt sich den Fragestellern die 
Frage, wie viele weitere Brücken in Deutschland aufgrund ihres Zustands für 
Schwertransporte gesperrt sind und welche Konsequenzen diese Sperrungen 
für die betroffenen (Logistik-)Unternehmen haben.
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1. Wie viele Brücken gibt es insgesamt auf Bundesfernstraßen in Deutsch-
land?

Zum 1. März 2020 gibt es 39.818 Brücken an Bundesfernstraßen. Wenn be-
rücksichtigt wird, dass u. a. bei Autobahnbrücken jede Fahrtrichtung durch ein 
eigenes Brückentragwerk (Teilbauwerk) überführt wird, entspricht dies 51.982 
Teilbauwerken.

2. Wie viele Brücken auf Bundesfernstraßen in Deutschland können nach 
Kenntnis der Bundesregierung insgesamt aufgrund ihres Zustands nicht 
von allen Fahrzeugen befahren werden?

3. Wie viele Brücken auf Bundesfernstraßen in Deutschland können nach 
Kenntnis der Bundesregierung aufgrund des schlechten Zustands nicht 
von Schwertransporten über 44 Tonnen befahren werden, und wie hoch 
bemisst sich der dadurch entstehende Schaden (bitte nach Bundesland und 
für die Jahre 2010 bis 2020 aufschlüsseln)?

a) Um welche Brücken handelt es sich dabei (bitte aufgelistet nach Bun-
desland, Name, Standort, Alter der Brücke und Straßenkategorie)?

b) Sind an den betroffenen Brücken Sicherungsmaßnahmen angebracht 
worden?

Wenn ja, welche, und an welchen Brücken?

Wenn nein, warum nicht (bitte nach Bundesland, Name, Standort der 
Brücke und Sicherungsmaßnahme auflisten)?

c) Sind die betroffenen Brücken mit Warnhinweisen versehen, die sicher-
stellen, dass keine Schwertransporte über 44 Tonnen die Brücken be-
fahren?

Wenn ja, um welche Brücken handelt es sich?

Wenn nein, warum nicht (bitte nach Bundesland, Name und Standort 
der Brücke auflisten)?

d) In wie vielen Fällen sind in den Jahren 2010 bis 2020 Verstöße gegen 
das Überfahrverbot der betroffenen Brücken durch Schwertransporte 
über 44 Tonnen festgestellt worden (bitte nach Bundesland, Name und 
Standort der Brücke auflisten)?

4. Wie viele Brücken auf Bundesfernstraßen in Deutschland können nach 
Kenntnis der Bundesregierung aufgrund des schlechten Zustands nicht 
von Schwertransporten unter 44 Tonnen befahren werden, und wie hoch 
bemisst sich der dadurch entstehende Schaden (bitte nach Bundesland und 
für die Jahre 2010 bis 2020 aufschlüsseln)?

a) Um welche Brücken handelt es sich dabei (bitte nach Bundesland, 
Name, Standort, Alter und Belastungsgewicht der Brücke und Stra-
ßenkategorie auflisten)?

b) Sind bei den betroffenen Brücken Sicherungsmaßnahmen angebracht 
worden?

Wenn ja, welche, und an welchen Brücken?

Wenn nein, warum nicht (bitte nach Bundesland, Name, Standort der 
Brücke und Sicherungsmaßnahme auflisten)?

c) Sind die betroffenen Brücken mit Warnhinweisen versehen, die sicher-
stellen, dass keine unbefugten Fahrzeuge die Brücken befahren?

Wenn ja, um welche Brücken handelt es sich?

Wenn nein, warum nicht (bitte nach Bundesland, Name und Standort 
der Brücke auflisten)?
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d) In wie vielen Fällen sind in den Jahren 2010 bis 2020 Verstöße gegen 
das Überfahrverbot der betroffenen Brücken durch unbefugte Fahr-
zeuge festgestellt worden (bitte nach Bundesland, Name und Standort 
der Brücke auflisten)?

Die Fragen 2 bis 4 werden aufgrund ihres Sachzusammenhanges gemeinsam 
beantwortet.
Straßen in Deutschland sind von ihrer Beschaffenheit her für gemeingebräuch-
liche Verkehre mit einem zulässigen Gesamtgewicht von bis zu 40 t ausgelegt. 
Transporte mit höheren Gewichten stellen eine Sondernutzung dar, die einer 
Ausnahmegenehmigung nach § 70 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO) für das Fahrzeug und einer Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 der Straßen-
verkehrs-Ordnung (StVO) für den Transport bedürfen, deren Erteilung in der 
Zuständigkeit der Länder liegt.
Fahrzeuge bis 44 t dürfen im kombinierten Verkehr im Sinne der Richtlinie 
92/106/EWG genehmigungsfrei fahren.
Die Länder haben dem Bund Brückenbauwerke gemeldet, die die schlechteste 
Zustandsnotenklasse aufweisen und zugleich für Fahrzeugkombinationen, 
deren zulässiges Gesamtgewicht 40 t gemäß § 34 StVZO überschreitet, gesperrt 
sind. Gleichwohl ist die Zustandsnotenklasse nicht das einzige Kriterium, auf-
grund dessen Brücken für den Schwerverkehr gesperrt werden können.
Es wird auf Anlage 1* verwiesen. Da der Sektor Transport und Verkehr zu den 
„Kritischen Infrastrukturen“ zählt und aus Gründen der Militärischen Sicher-
heit, hat die Bundesregierung unter Abwägung zwischen dem parlamentari-
schen Auskunftsanspruch einerseits und schutzbedürftigen Informationen ande-
rerseits, die Anlage 1 aufgrund der schützenswerten Angaben zur Tragfähigkeit 
von Brücken als Verschlusssache „VS – Vertraulich“ eingestuft. Die Berechti-
gung zur Einstufung erschließt sich vor allem daraus, dass sich aus der Trag-
fähigkeit einer Brücke die Nutzung für militärische Zwecke im weitesten Sinne 
und deren Vulnerabilität/Anfälligkeit durch gewaltsame Einwirkungen ableiten 
lässt. Angaben zu Tragfähigkeiten von Brücken sind gemäß § 4 Absatz 1 des 
Sicherheitsüberprüfungsgesetzes (SÜG) insofern schutzbedürftige Daten (VS), 
da sie im öffentlichen Interesse, insbesondere zum Schutz des Wohles des Bun-
des geheimhaltungsbedürftige Erkenntnisse enthalten. In diesem Zusammen-
hang dürfen die informationsgewinnenden und -beschaffenden Aktivitäten 
sicherheitsgefährdender Kräfte (fremde Nachrichtendienste, extremistische/
terroristische Gruppen und Organisationen etc.) nicht unterschätzt werden. Ihre 
Absichten und Ziele können zu Angriffen gegen die Bundeswehr insbesondere 
mittels Spionage und Sabotage führen. Bauwerksdaten wie die Tragfähigkeiten 
von Brücken können in diesem Zusammenhang direkt als Zieldaten verwendet 
werden.
Zu Brückenbauwerken, die für Transporte, deren zulässiges Gesamtgewicht 
44 t unter- oder überschreitet, gesperrt sind, liegen weder im Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) noch bei den Ländern 
eigene Erkenntnisse vor.
Für Lastbeschränkungen/Sperrungen von Brücken im Zuge von Bundesfern-
straßen für den genehmigungsfreien Schwerverkehr aus Verkehrssicherheits-
gründen, wie auch zu Sanktionen bei Verstößen gegen das Überfahrverbot, 
Sicherungsmaßnahmen oder Warnhinweisen erforderlichen verkehrsbehörd-
lichen Anordnungen sind die Länder zuständig.

* Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur hat die Anlage 1 als „VS – Vertraulich“ eingestuft. Die 
Anlage 1 ist in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort nach Maßgabe der 
Geheimschutzordnung eingesehen werden.
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5. Sind nach Kenntnis der Bundesregierung sämtliche für das Jahr 2019 zur 
Verfügung stehenden Bundesmittel zur Sanierung von Brücken auf Bun-
desfernstraßen in den Bundesländern abgeflossen (bitte nach Bundesland 
und Menge der abgeflossenen Bundesmittel auflisten)?

Land 2019
Verfügungs-

rahmen zu Beginn 
des Jahres

Ist-Ausgaben
für die Erhaltung

in Mio. Euro
Baden-Württemberg 431,0 444,2
Bayern 955,9 971,8
Berlin 33,5 21,3
Brandenburg 216,0 249,5
Bremen 10,5 12,2
Hamburg 142,9 187,8
Hessen 367,4 347,0
Mecklenburg-Vorpommern 121,0 111,1
Niedersachsen 427,5 441,6
Nordrhein-Westfalen 705,9 807,3
Rheinland-Pfalz 292,8 287,5
Saarland 65,0 70,5
Sachsen 127,1 123,3
Sachsen-Anhalt 131,4 158,9
Schleswig-Holstein 125,1 129,4
Thüringen 112,6 103,8

6. Wie viele Brücken auf Bundesfernstraßen sind nach Kenntnis der Bundes-
regierung seit 2018 saniert und instandgesetzt worden (bitte nach Bundes-
land, Name und Standort der Brücke und Kosten für die Instandsetzung 
auflisten)?

Für die Ausgaben wird für das Jahr 2018 auf Anlage 2* und für das Jahr 2019 
auf Anlage 3* verwiesen.

7. Wie viele Schwertransporte über 44 Tonnen fahren nach Kenntnis der 
Bundesregierung täglich durch Deutschland und die einzelnen Bundes-
länder?

8. Wie viele Schwertransporte unter 44 Tonnen fahren nach Kenntnis der 
Bundesregierung täglich durch Deutschland und die einzelnen Bundes-
länder?

9. Für wie viele Schwertransporte über 44 Tonnen entsteht nach Kenntnis 
der Bundesregierung ein Umweg auf der Route durch die Sperrung von 
Brücken?

10. Für wie viele Schwertransporte unter 44 Tonnen entsteht nach Kenntnis 
der Bundesregierung ein Umweg auf der Route durch die Sperrung von 
Brücken?

11. Welcher wirtschaftliche Schaden entstand nach Kenntnis der Bundes-
regierung durch die Umwege?

* Von einer Drucklegung der Anlagen 2 und 3 wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21645 auf der 
Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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12. Wie viel CO2 ist nach Kenntnis der Bundesregierung durch die Umwege 
der Schwertransporte entstanden?

Die Fragen 7 bis 12 werden aufgrund ihres Sachzusammenhanges gemeinsam 
beantwortet.
Die Erlaubnis nach § 29 Absatz 3 StVO wird von den zuständigen Ländern er-
teilt. Für das Jahr 2019 wurden über das elektronische Verfahrensmanagement 
VEMAGS insgesamt 416.291 Anträge gestellt. Bestandteil der Anträge sind die 
Fahrtwege, die der Spediteur nutzen möchte.
Der Bundesregierung liegen keine eigenen Informationen vor, ob hierfür durch 
den Antragsteller bereits eine Vorselektion hinsichtlich nicht geeigneter 
Strecken stattgefunden hat und somit ggf. Umwege Bestandteil des beantragten 
Fahrtweges sind. Darüber hinaus werden nicht zu allen beschiedenen Anträgen 
die beantragten Fahrten durchgeführt, so dass die Anzahl der Fahrten nicht ab-
geleitet werden kann. Der Bundesregierung liegen keine eigenen Erkenntnisse 
über die Zahl der tatsächlich durchgeführten Großraum- und Schwertransporte 
vor. Aussagen zu CO2-Emissionen verursacht durch Umwege sind nicht mög-
lich.
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